B e s c h l u s s 
des Landeshauptausschusses am 20. Oktober 2001 in Ilshofen
Erleichterte Entscheidungsfindung in der Europäischen Union
Die FDP sieht einen Zielkonflikt zwischen einer raschen Osterweiterung der EU und einer notwendigen weiteren Vertiefung.

Der Vertrag von Nizza weist schwere Mängel auf, insbesondere ein weit überzogenes Quorum für Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat. Überdies hat das irische Referendum gezeigt, wie schwer in Zukunft Vertragsrevisionen sein können.

Die FDP fordert daher:

1. Das Quorum für Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat ist auf eine 2/3 Mehrheit der gewichteten Stimmen abzusenken.

2. Die FDP fordert eine Europäische Verfassung. Darin muss auch ein erleichtertes Verfahren zu ihrer Änderung festgelegt werden. Eine Zustimmung von mindestens 2/3 der Staaten, die zudem 80% der Bevölkerung repräsentieren müssen, ist ausreichend.

3. Werden einzelne Staaten bereits auf der Basis des Vertrages von Nizza aufgenommen, sollen sie eine politische Erklärung abgeben, dass sie ebenfalls eine weitere Vertiefung anstreben.

4. Verhandlungen über eine weitere Vertiefung und Neuaufnahmen können gleichzeitig erfolgen. Kandidaten, mit denen Aufnahmeverhandlungen geführt werden, können und sollen bei den Vertiefungsverhandlungen in gewissen Phasen mit beratender Stimme beteiligt werden.
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